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Das vorliegende Dokument greift aktuelle Fragen zum Nährstoff- und Agrarsystem auf, wel-
ches derzeit weder auf lokaler, nationaler noch auf globaler Ebene nachhaltig betrieben wird. 
Der Schwerpunkt liegt auf der Rückführung der globalen Massenproduktion von Nährstoffen, 
Futtermitteln und Fleisch hin zu regional ausgerichteten, weitestgehend pflanzlichen Kreis-
laufwirtschaftssystemen. Das Diskussionspapier weist auf Fehlentwicklungen hin und schlägt 
Maßnahmen zu deren Eindämmung sowie strukturellen Weiterentwicklungen vor. Dabei wird, 
analog zu einem ähnlichen Diskussionspapier zur Nährstoff- und Sanitärwende,[1] besonderes 

Gewicht auf die Verbindung zwischen Nährstoff- und Agrarwende gelegt.

Das vorliegende Diskussionspapier ist Teil einer Reihe von Veröffentlichungen und Veranstaltungen für den 

gesellschaftspolitischen Dialog zum Thema Nährstoffwende. Mehr Informationen unter www.naehrstoffwende.org.
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Landwirtschaft und Gartenbau erzeugen Nahrungsmit-
tel für den Menschen und sind somit ein unmittelbarer 
Teil unserer Lebenserhaltung. Damit die Nahrungsmittel-
produktion auch für zukünftige Generationen gesichert 
werden kann, muss der Sektor in Zukunft nicht nur res-
sourcen-effizient sein, sondern auch zur Klimastabilität 
beitragen und im Rahmen der “planetaren Grenzen” res-
sourcengerecht gestaltet werden.[2] Diese sozial-ökologi-
schen Belastungsgrenzen der Erde werden aktuell und im 
Rahmen des linear-wirtschaftenden Produktionssystems 
in vielerlei Hinsicht überschritten und die Landwirtschaft 
trägt erheblich dazu bei. Essenzielle und beschränkt ver-
fügbare Ressourcen, wie Phosphor aber auch Frischwasser, 
werden nicht-nachhaltig ge- bzw. verbraucht oder verun-
reinigt. Das globale Klima wird durch hohe Klimagasemis-
sionen aus dem Gleichgewicht gebracht. Durch intensive 
Bewirtschaftung werden Böden erodiert und Lebensräume 
zerstört, womit das Artensterben drastisch vorangetrieben 
wird.

Die erforderliche Umgestaltung von Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft ist gleichzeitig eine globale Notwendig-
keit und eine lokale Herausforderung. Wie soll und kann 
Nahrungsmittelproduktion heute und morgen gestaltet 
werden? Unsere Antwort: Klimafreundlich, dezentral und 
regional, sicher, gesund, gemeinwohlorientiert und zirku-
lär! Aber was genau bedeutet das für die Landwirtschaft und 
unsere Ernährung?

Aus wissenschaftlicher Sicht ist die Erfüllung mensch-
licher Grundbedürfnisse nach einer ausgewogenen und 
gesunden Ernährung „auf dem Teller“ langfristig nur mög-
lich, wenn „auf dem Acker“ ein Gleichgewicht zwischen 
Ressourcenverbrauch und ökologischer Regeneration ge-
schaffen wird. Denn unsere Ernährungsgewohnheiten 
hängen unmittelbar mit der Nahrungsmittelerzeugung 
und der globalen Ressourcennutzung zusammen.[3] Für 
eine umweltverträgliche und nachhaltige Landwirtschaft 
bedarf es insbesondere einer Reduktion der Tierhaltung 
und des Fleischkonsums.

Spätestens seit den 1970er Jahren ist bekannt, dass die Nutz-
tierhaltung und die zugehörige Futtermittelherstellung im 
Zusammenhang mit schweren ökologischen und sozialen 
Problemen stehen.[4] Bereits aus dieser Zeit stammt auch 
die Erkenntnis, dass Hülsenfrüchte und Getreide eine kos-
tengünstigere, ressourcen- und klimaschonendere Eiweiß-
quelle sind als Erzeugnisse der Rinder- und Schafzucht.[5] 
Dennoch steigen die weltweite Produktion von Fleisch und 
tierischen Produkten und die damit einhergehende Futter-
mittelproduktion. 2018 erreichte die weltweite Produktion 
von Fleisch ihren Höhepunkt mit einem Schlachtgewicht 
von etwa 342 Mio. Tonnen.[6] Der nationale Fleischkonsum 
liegt in Deutschland mit 60 Kilogramm pro Person und Jahr 
international mit an der Spitze.[7] 

Deutschland ist damit Teil des Problems. Es gehört mit ei-
nem Agrarexportvolumen von ungefähr 70 Mrd. Euro zu 
den drei größten landwirtschaftlichen Exporteuren der Welt 
und importiert gleichzeitig landwirtschaftliche Rohstof-
fe und Betriebsmittel im Wert von rund 80 Mrd. Euro aus 
dem europäischen und außereuropäischen Ausland.[8] Ins-
besondere der Import von Soja-Futtermitteln ermöglicht 
eine übermäßige Konzentration von Nutztieren in man-
chen Regionen Deutschlands, losgelöst von der regionalen 
Flächenverfügbarkeit der Futtermittelproduktion. Mit den 
großen Futtermengen werden jedoch auch große Mengen 
Nährstoffe importiert. Folglich treten vielerorts menschen-
gemachte Umweltveränderungen auf, da die importierten 
Nährstoffe, in Form von Gülle, zur lokalen Überdüngung 
von Feldern und Gewässern beitragen.

Aktuelle Berechnungen zeigen, dass es möglich ist, auch 
eine globale Bevölkerung von 10 Mrd. Menschen innerhalb 
der planetaren Grenzen zu ernähren.[9] Bedingungen dafür 
sind: (i) eine Reduzierung des Fleischkonsums sowie der 
Lebensmittelabfälle, und (ii) eine Renaissance regionaler 
Kreislaufwirtschaften auf Basis innovativer und dezentraler 
Recyclingtechnologien, mit denen Nährstoffe lokal im Ag-
rarsystem zirkulieren können.

Einführung
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Mit einer Rückbesinnung auf regionale Nährstoffkreisläufe 
zur Produktion von Nahrungsmitteln kann eine umwelt-
verträgliche und nachhaltige Transformation der Landwirt- 
schaft eingeleitet werden. Im Folgenden erläutern wir die 
drei wichtigen Gründe, die dafür sprechen, Nährstoffkreis-
läufe und Agrarwertschöpfungsketten regional zu schließen, 
und geben auf den folgenden Seiten Hintergrundinforma-
tionen. Anschließend widmen wir uns den möglichen Ins-
trumenten, um zu regionalen Nährstoffkreisläufen zurück 
zu gelangen, und geben Politikempfehlungen.

Gründe für den Systemwechsel

Gesunde Ernährung ist ein universelles 
Grundbedürfnis und Teil der nachhaltigen 
Entwicklungsziele der Vereinten Nationen 
(SDGs), die für alle Menschen gelten. Die Er-
füllung dieses Grundbedürfnisses muss ge-
recht erfolgen; die Ernährung mancher darf 
nicht die Lebensgrundlagen anderer gefähr-
den. Daher muss die Nahrungsmittelproduk-
tion in allen Stufen der Wertschöpfungskette 
nachhaltig und gerecht gestaltet werden.

Vor dem Hintergrund von Klimawandel und 
Wasserknappheit müssen Flächen- und Was-
serverbrauch für die landwirtschaftliche Pro-
duktion reduziert werden. Dazu muss die res-
sourcenintensive Produktion von tierischem 
Eiweiß und der damit verbundene Anbau bzw. 
Import von Futtermitteln stark reduziert werden.

Ein Nährstoff-Recycling aus tierischen (und 
menschlichen) Fäkalien mit gleichzeitiger 
Schadstoffeliminierung muss und kann im 
Einklang mit der Gesundheit von Mensch 
und Umwelt erfolgen; die Verschmutzung der 
Gewässer mit hohen Frachten an Nähr- und 
Schadstoffen muss verhindert werden. Statt 
der Beseitigung von Fäkalien muss eine be-
darfsgerechte Wiederverwertung der darin 
enthaltenen Wertstoffe im Sinne einer nach-
haltigen, regionalen Kreislaufwirtschaft im 
Fokus stehen.

Grund 1:

Grund 2:

Grund 3:

Abb. 1: Strategie einer zukunftsfähigen Lebensmittelproduktion: Nährstoff-
kreisläufe, Schadstoffausschleusung und Humusaufbau für Ressourcen-
schutz, Klimaneutralität und Gemeinwohl (Illustration: „Kreislauf-Vision“, 
IGZ e.V., gezeichnet von Aaron Joao Markos, lizensiert unter CC BY-SA 4.0.)
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Ziel: Weltbevölkerung gesund ernähren und den inter-
nationalen Handel fairer gestalten, u.a. mit nachhal-
tigen Produktionssystemen. Durch die Reduktion der 
Nutztierhaltung und des Fleischkonsums sowie dem Auf-
bau regionaler Kreislaufwirtschaften können weltweit Um-
weltemissionen reduziert und eine gesunde Ernährung der 
Weltbevölkerung auch in Zukunft ermöglicht werden.

Ziel: Ressourcen schonen und gerecht verteilt nutzen. 
Mit dem regionalen Anbau von pflanzlichen Nahrungsmit-
teln für den menschlichen Konsum (anstelle von globalem 
Handel mit Futtermitteln) werden die Ressourcen Acker-
fläche und Wasser effizienter genutzt, um die (wachsende) 
Weltbevölkerung zu ernähren. Mit einer lokal reduzierten 
sowie einer regional gleichmäßigeren Verteilung der Tier-
produktion kann die Verschmutzung der Gewässer mit Nähr- 
und Schadstoffen durch unsachgemäße Ausbringung von 
Gülle verhindert werden.

Hintergrund: Aktuell werden rund ein Drittel der weltwei-
ten Anbauflächen nur für die Produktion von Viehfutter 
verwendet. Die Produktion von Lebensmitteln tierischer 
Herkunft verbraucht im Vergleich zu pflanzenbasierter 
Nahrung pro Nährstoffeinheit mehr landwirtschaftliche 
Flächen und emittiert weitaus mehr Treibhausgasemissio-
nen.[19] Auch wird beispielsweise für ein Kilogramm Rind-
fleisch 50-mal so viel Wasser verbraucht, wie etwa für ein 
Kilogramm Kartoffeln, wobei 99 % des Wasserverbrauchs 
auf die Futtermittelerzeugung zurückgehen.[20] Um weni-
ger Wasser zu verbrauchen, ist neben wassereffizienteren 
Anbausystemen auch eine Verringerung der Tierbestände 
notwendig. 

Gleichzeitig ist die Reduktion der Viehbestände unvermeid-
bar für eine Verringerung der Treibhausgasemissionen und 
als Maßnahme gegen den fortschreitenden Klimawandel. 
Insgesamt ist der Agrarsektor für etwa 40 % der weltweiten 
Treibhausgasemissionen verantwortlich.[21] Die Nutztier-
haltung stellt dabei eine entscheidende Emissionsquelle für 
Methan und Lachgas dar, die in ihrer Wirkung circa 25 bzw. 
300-mal so schädlich wie CO2 sind.[22] Die Höhe der Lach-
gasemissionen ist abhängig vom Futtermittelanbau und 
vom Wirtschaftsdünger- bzw. Gülle-Management. Außer-
dem entsteht Methan in der Tierhaltung zusätzlich im Ma-
gen der Wiederkäuer beim Fermentationsprozess, also in 
den Ställen und der Freilandhaltung. Insgesamt verursacht 
die globale Viehhaltung etwa 14,5 % aller anthropogenen 
Treibhausgasemissionen.[23] Einem Gutachten der Stiftung 
Klimaneutralität zufolge besteht bei einem Rückgang des 
Konsums tierischer Produkte, mit ca. 14 Mio. Tonnen CO2-
Äquivalenten, ein enormes Treibhausgas-Minderungspo-
tenzial für die deutsche Landwirtschaft.[24]

Grund 1: Gesunde Ernährung für alle

Grund 2: Klimawandel & Wasserknappheit 

Hintergrund: Das zweite UN-Nachhaltigkeitsziel (Sustai-
nable Development Goal, SDG) strebt danach, weltweit den 
Hunger zu beenden, Ernährungssicherheit und eine besse-
re Ernährung für alle zu erreichen und nachhaltige Land-
wirtschaft zu fördern. Derzeit sind fast 690 Mio. Menschen 
weltweit chronisch unterernährt.[10] Besonders betroffen 
von Hunger und Unterernährung sind zumeist Kleinbau-
er:innen in Subsahara Afrika und Südasien.[11] Gleichzeitig 
leiden 14 % der Weltbevölkerung an Fettleibigkeit, die durch 
Produktionssysteme gefördert wird, die mehr an Profit und 
weniger an Nachhaltigkeit orientiert sind.[12] Es ist ein ver-
zerrtes System mit einem veralteten Wirtschaftsmodell im 
Kern, das die planetaren Belastungsgrenzen ausreizt und 
den Klimawandel befeuert. Beispielhaft sei auf den globa-
len Handel mit Soja für die europäische Nutztierhaltung 
verwiesen. Insgesamt werden etwa 36 Mio. Tonnen Soja-

bohnen und -schrot in die Europäische Union importiert 
(Stand 2013-2015), wovon etwa 95 % als Futtermittel genutzt 
werden.[13] Die steigende Nachfrage nach Soja und Sojaer-
zeugnissen als Futtermittel wird durch eine Intensivierung 
des Anbaus sowie eine Ausweitung der dafür benötigten 
Flächen in den Haupterzeugerländern bedient, indem u. a. 
Savannenlandschaften umfunktioniert oder Regenwälder 
(illegal) gerodet werden. Diese Landnutzungsänderungen 
gehen häufig mit (gewaltsamen) Landnutzungskonflikten 
und Verdrängung einher und sind neben ihren sozialen 
Auswirkungen auch aus ökologischer Perspektive höchst 
problematisch. Einerseits sind sie mit massiven Treibhaus-
gasemissionen verbunden und andererseits erhöhen sie 
den Mineraldüngereinsatz. So zählt der Sojaanbau z.B. in 

Brasilien zu den Sektoren mit dem höchsten CO2-Fußab-
druck[14] und weltweit werden bereits 10 % der Phosphor-
düngemittel für den Sojaanbau genutzt.[15] 

Das Problem dabei: Phosphat ist eine endliche, diffus ver-
teilte Ressource mit teilweise hohem Schwermetallgehalt, 
dessen Abbau im Zusammenhang mit ungelösten Proble-
men steht, wie etwa Kraterbildungen durch saures Sicker-
wasser oder Dammbrüche.[16] Auftretende Umweltbelastun-
gen und (mit)verursachte Naturereignisse, wie z.B. Dürren, 
werden von den Erzeugerländern allein getragen, vor allem 
auf Kosten der lokalen Bevölkerung und ihres Rechts auf 
Nahrung.[17] [18]

Abb. 2: Land- und Tierwirtschaft sind für etwa 40 % der globalen Treibhausgas-
emissionen verantwortlich und tragen so zum menschengemachten Klima-
wandel bei. (Illustration von Sophie Hamm, lizensiert unter CC BY-SA 4.0, Quel-
le: https://www.agrarkoordination.de/projekte/biopoli/quiz-2-fleischkonsum/)
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Ziel: Lokale Nährstoffüberschüsse und -defizite aus-
gleichen. Die Spezialisierung der Landwirtschaft stellt 
eine erhebliche Herausforderung dar, um den Nährstoff-
bedarf der Pflanzen und die Nährstoffversorgung aus tieri-
schem Dünger (und menschlichen Ausscheidungen) lokal 
auszugleichen.[25] Durch die Rückführung zu regionalen 
Kreisläufen werden Nährstoffüberschüsse auf den Feldern 
reduziert, die Bodenfruchtbarkeit erhalten und wertvolle 
Nährstoffe aus den Ausscheidungen der Tiere und Men-
schen zurückgewonnen. Auch die Abhängigkeit von nicht 
nachhaltigen Stickstoff- und Phosphatdüngemitteln kann 
reduziert werden.

Grund 3: Kreislaufwirtschaft & Recycling

Hintergrund: Die zentrale Kraft des Bodens ist seine mik-
robielle Diversität und die Humusbildungsfähigkeit, welche 
daraus entsteht. Die heutigen landwirtschaftlichen Maß-
nahmen stören das natürliche Gleichgewicht des Boden-
mikrobioms, und sämtliche Agrarstrategien müssen auf die 
Wiederherstellung der mikrobiellen Vielfalt in Böden auf-
bauen.[26] [27] Der globale Handel mit Futtermittel verlagert 
große Mengen an Nährstoffen da Düngemittel-, Futtermit-
tel- und Fleischproduktion oft räumlich getrennt vonein-
ander stattfinden. So konzentrieren sich letztlich wertvolle 
Düngepotenziale in den Nutztier-Hotspots der Futtermit-
tel-importierenden Länder, während die Böden in den Fut-
termittel-Exportnationen aufgrund der konstanten Nähr-
stoffentnahme veröden. Auch Wasserbestände werden 

überstrapaziert; auf der einen Seite durch zu hohe Entnah-
men beim Futtermittelanbau, und auf der anderen durch 
zu hohe Nährstoffeinträge, dort wo übermäßig Fleisch 
und somit auch Gülle produziert wird. Die Verarmung der 
Böden an Nährstoffen wird aktuell durch den Einsatz von 
synthetischen Mineraldüngern auf den Anbauflächen aus-
geglichen. Aufgrund der hohen Tierbestände in den Futter-
mittel-importierenden Ländern führen die vorhandenen 
hohen Güllemengen jedoch zur lokalen Überversorgung 
von landwirtschaftlichen Böden und zur Verunreinigung 
von Gewässern mit Nährstoffen durch Auswaschungen. 
Eine an die lokalen Kapazitäten der Futtermittelproduktion 
und den damit verbundenen Nährstoffbedarf angepasste 
Herdengröße ist folglich essenziell und unausweichlich, 
um die internationalen Nährstoffsalden auszugleichen und 
negative Umweltauswirkungen zu minimieren.

Zusätzlich kommt es im Rahmen der Überdüngung land-
wirtschaftlicher Böden mit Gülle auch zu hohen Einträgen 
von Arzneimittelrückständen, insbesondere Antibiotika, 
auf die Felder und Auswaschungen in Gewässer. Gülle, Mist 
oder Gärreste sollten daher entsprechend vorbehandelt 
werden, so dass Schadstoff entfernt und Nährstoffe stabili-
siert werden. Beispiele dazu sind die aerobe Kompostierung, 
die eine der effektivsten Maßnahmen darstellst, um die 
Diversität des Bodenmikrobiom wieder herzustellen oder 
etwa Gülle-Behandlungen durch biologische Nitrifikation 
(siehe Anhang, BiG C.R.O.P. ®  - Biologische Gülleaufbereitung).

In Deutschland bergen Nutztier-Hotspots Risiken 
für die Umwelt, das Klima, die Tiere und schließlich 
auch den Menschen.

•	 Für die Umwelt  aufgrund des hohen Wasser-
verbrauchs und weil landwirtschaftliche Böden 
häufig mit Wirtschaftsdünger als Folge intensiver 
Tierhaltung überdüngt sind und zunehmend zur 
Verunreinigung von Gewässern mit Nitrat und 
Antibiotika beitragen.

•	 Für das Klima durch die mit der industriellen 
Massentierhaltung verbundenen hohen Treib-
hausgasemissionen sowie durch die Entwaldung 
zur Schaffung von Futteranbaufläche.

•	 Für die Tiere, weil diese teils illegal, teils aber auch 
ganz legal Schmerzen und Leid in den Ställen er-
fahren und Krankheiten entwickeln.[28] 

•	 Und schließlich für den Menschen, weil es in der 
Massentierhaltung häufiger zum Einsatz von Me-
dikamenten kommt als in kleineren Betrieben, 
wodurch Antibiotikaresistenzen und multiresis-
tente Keime gefördert und die Entstehung von 
Zoonosen begünstigt werden.[29] [30]

Insgesamt werden in Deutschland jährlich rund 130 
Mio. Tonnen Futtermittel an Rinder, Schweine und 

Situation in Deutschland 

Hühner verfüttert, wovon ca. 11,5 Mio. Tonnen Futter-
mittel importiert werden (Stand 2015).[31] Das Volumen 
an ausgeschiedenen flüssigen Wirtschaftsdüngern 
bemisst sich auf etwa 190 Mio. Kubikmeter pro Jahr.
[32] Aufgrund der Konzentration der Viehbestände 
überschreitet die angefallene Menge an organischen 
Düngemitteln häufig die Grenzen der einzelbetrieb-
lichen Ausbringungsvorgaben, wie etwa im Nord-
westen Niedersachsens (ebd.). Dies führt zu in- und 
ausländischen Transporten von und Handel mit 
Gülle. Außerdem sind vielerorts die landwirtschaft-
lichen Flächen mit Stickstoff überdüngt. 

Der Nitratbericht 2020[33] weist insgesamt einen 
mittleren Stickstoffüberschuss von 78 kg N/ha land-
wirtschaftlicher Fläche (LF) aus. Hervorzuheben sind 
vor allem die Schwerpunktregionen intensiver Vieh-
haltung Nordwestdeutschlands mit Überschüssen 
von 120 bis 162 kg N/ha LF. In der Folge kommt es 
in diesen Regionen zu verstärkten Nährstoffüber-
schüssen in den Gewässern und Eutrophierung. Ins-
gesamt überschreitet knapp ein Fünftel der ca. 1,200 
Grundwassermessstellen den EU-Grenzwert von 50 
Milligramm Nitrat pro Liter, besonders betroffen sind 
Regionen mit überwiegend landwirtschaftlicher 
Nutzung.[34]
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Die beschriebenen Probleme der Produktionsstruktur für 
Fleischprodukte und ihre ökologischen und sozialen Folgen 
können nicht weiter ignoriert werden. Eine konsequente 
Umsetzung der nationalen und internationalen Nachhal-
tigkeits-, Klima- und Biodiversitätsziele setzt eine regionale 
Produktion von Agrargütern entlang der Wertschöpfungs-
kette voraus. Die Nährstoff- und Agrarwende beinhalten 
nicht nur inkrementelle Veränderungen an ausgewählten 
Parametern, sondern auch einen Systemwechsel in Rich-
tung einer nachhaltigen regionalen Kreislaufwirtschaft. 
Diese Tendenz wird auf verschiedenen föderalen Ebenen 
unterstützt. So beinhalten der EU “Green Deal” und der Ak-
tionsplan für Kreislaufwirtschaft explizit den Übergang zu 
einer kreislauforientierten Wirtschaft. Auch in Deutschland 
verfolgt die Bundesregierung in verschiedenen Bereichen 
den Übergang von einem linearen zu einem zirkulären 
System. Die gesetzliche Basis dafür bietet das Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG).[35]

Eine regional ausgerichtete Kreislaufwirtschaft ist nicht nur 
aufgrund ihres geringeren Ressourcenverbrauchs zu bevor-
zugen. Der Weltagrarbericht[36] und andere weisen seit län-
gerem auf die Vorteile regionaler Versorgungskreisläufe hin.
[37] Die Verbindung des Menschen mit der ihn direkt umge-
benden Natur stärkt das Verständnis für die Notwendigkeit 
einer ressourcensparenden Ernährung sowie einer würdi-
gen Tier- und Landwirtschaft.

Regionale Kreislaufwirtschaft – eine Perspektive 
für die Nährstoff- und Agrarwende

Prinzipiell steht politischen Entscheidungsträgern ein umfangreiches Instrumentarium zur Reduzierung der 
Tierzahlen und des Fleischkonsums in Deutschland zur Verfügung. Grundsätzlich können die Instrumente in 
drei Gruppen unterteilt werden. (1) Steuern und Abgaben sowie Subventionen und handelbare Zertifikate kön-
nen dabei finanzielle Anreize schaffen. (2) Verbote und Gebote sowie klare Produktionsrichtlinien können ein-
deutige Vorgaben etablieren. (3) Zuletzt können Informations- und Bildungskampagnen die Nachfrage nach 
regionalen und vegetarischen Produkten steigern.

Instrumente können sehr vielfältig sein...

Abb. 3: Hülsenfrüchte und Getreide als kostengünstige, ressourcen- und 
klimaschonende Eiweißquelle für eine nachhaltige Ernährung. (Illustration 
von Sophie Hamm, lizensiert unter CC BY-SA 4.0, Quelle: https://www.ag-
rarkoordination.de/projekte/biopoli/quiz-2-fleischkonsum/)
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Eine ganzheitliche und sinnvoll abgestimmte Regulierungs-
politik muss, angesichts globaler Zusammenhänge, auf un-
terschiedlichen Ebenen ansetzen. Dabei ist eine vernetzte 
und pragmatische Umsetzung und Durchsetzung der Regu-
larien genauso bedeutsam wie eine eindeutige Koordination 
der Zuständigkeiten. Vor dem Hintergrund der vorgeschla-
genen Nährstoff- und Agrarwende ist hierbei ein mög-
lichst abgestimmtes Zusammenspiel der politischen Akteure 
auf der regionalen, nationalen, europäischen und globalen 
Ebene notwendig. Dabei sollen die vorgeschlagenen Maß-
nahmen möglichst praxistauglich und realisierbar sein. Die 
größten Chancen für eine Konsumsteuerung hin zur klima-
freundlichen Ernährung und einer dadurch einhergehen-
den Verringerung des Tierbestandes sowie landwirtschaft-
licher Umweltemissionen sehen wir in der Umsetzung der 
öffentlichen Finanzierung nachhaltiger Gemeinschaftsver-
pflegung sowie der Entwicklung von Modellgebieten für kli-
mafreundliche Anbausysteme. Im Folgenden werden diese 
sowie weitere Instrumente der verschiedenen Ebenen kurz 
erläutert.

Politikempfehlungen

Regionale Ebene

Öffentliche Gemeinschaftsverpflegung mit  
fairem, bio-regionalem Essen

Die Entwicklung von regionalen Kreislaufwirtschaften soll-
te durch eine Finanzierung des Bundes von öffentlicher 
Gemeinschaftsverpflegung, die die planetaren Belastungs-
grenzen berücksichtigt und starke bio-regionalwirtschaft-
liche Komponenten aufweist, gestärkt werden.[38] Insbe-
sondere in der Kita-, Schul- und Mensenverpflegung ist die 
Kombination aus beitragsfreien bzw. beitragsreduzierten 
Mittagessen und bio-regional erzeugter Nahrungsmittel 
ein wichtiger Schritt in Richtung sozial-ökologische Nach-
haltigkeit. Auch der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpoli-
tik, Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz 
sieht in der Förderung einer nachhaltigen Ernährung eine 
gesamtwirtschaftliche Aufgabe; die Mehrausgaben für eine 
staatlich finanzierte Kita- und Schulverpflegung werden 
auf etwa 5,5 Mrd. Euro pro Jahr geschätzt.[39] Analog zu an-
deren Modellversuchen sollte der Bio-Anteil vorgeschrie-
ben und stufenweise erhöht werden (in Kopenhagen liegt 
er bei 90 %, in Berlin derzeit bei 40 %). 

Über die Förderung der (öffentlichen) Gemeinschaftsver-
pflegung kann die regionale Nachfrage nach ökologischen, 
regionalen und vegetarischen/veganen Produkten deut-
lich erhöht werden. Erforderlich dafür ist die Veranke-
rung von „Bio-Regionalität“ als Qualitätskriterium in den 
Leistungsbeschreibungen in öffentlichen Ausschreibun-
gen. Mit diesem „Kaufkraft-Hebel“ besteht auf Bundes-, 
Landes- und Kommunalebene die Möglichkeit, regionale 
Wertschöpfungsketten aufzubauen und zu stärken. Für die 
Landwirtschaft beinhaltet vor allem die Möglichkeit einer 
verbindlichen Nachfrage über den gesamten Ausschrei-

Zusätzlich sollten bestimmte Regionen als Modellgebiete 
für moderne, klimafreundliche Landnutzungssysteme ent-
wickelt werden. Kernelemente der Klimafreundlichkeit so-
wie der Klimaunempfindlichkeit (Resilienz) sind: (i) die Nut-
zung vielfältiger „Sicherheitssysteme“ wie z.B. Fruchtfolgen, 
Mischanbausysteme, Verwendung zahlreicher Pflanzenar-
ten in einem Betrieb und Humuswirtschaft, (ii) die Bindung 
von Kohlendioxid durch Humusanreicherung im Boden 
durch Kompostdüngung oder die gezielte Verwendung 
von Biokohle im Rahmen einer Kreislaufwirtschaft, (iii) 
die Förderung biologischer Diversität, von den verschie-
denen Mikroorganismen im Boden über die verwendeten 
Pflanzenarten bis hin zu variablen und intelligenten An-
bausystemen, und (iv) die Vermeidung der Freisetzung von 
Klimagasen wie Methan und Lachgas. Die Konzepte des 
ökologischen Landbaus schließen diese Elemente meist 
ein. Die Förderung des ökologischen Landbaus kann somit 
zu einer klimafreundlichen Landnutzung beitragen. Auch 
moderne Digitaltechnik kann genutzt werden, um die Frei-
setzung bzw. Festlegung klimarelevanter Stoffe online zu 
messen und Klimaschädlichkeit zu minimieren. Sensor-
technik und geschützte Anbausysteme können zum Bei-
spiel im Gartenbau genutzt werden, um Produkte in hoher 
Qualität und ausreichender Menge in klimafreundlichen 
Anbausystemen zu erzeugen, wie beispielsweise moderne 
ressourcenschonende Gewächshäuser für den Gemüsebau 

bungszeitraum (durch die Speiseplan-Festlegung auf bis zu 
5 Jahre) eine hohe Lenkungswirkung. Sie ermöglicht den 
landwirtschaftlichen Betrieben die benötigte Planbarkeit 
und damit ein verringertes finanzielles Risiko bei der Um-
stellung auf ökologischen Anbau oder der Diversifizierung 
der Anbau-Produkte, gerade bei Obst und Gemüse als Pro-
duktgruppen mit teilweise signifikanter regionaler Unter-
versorgung (weitere Informationen zum Praxisbeispiel  

“RegioWoche Berlin” im Anhang).

Abb. 4: Gesundes Essen für alle mit bio-regionaler Gemeinschaftsverpfle-
gung. (Illustration von Sophie Hamm, lizensiert unter CC BY-SA 4.0, Quelle: 
https://www.agrarkoordination.de/projekte/biopoli/quiz-2-fleischkonsum/) 

Modellgebiete für moderne, klimafreundliche 
Landnutzungssysteme 
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Deutsche Ebene

Tierwohlsteuer bzw. Mehrwertsteuer 
sind unzureichend

Mindeststallfläche erhöhen, 
Viehzahl reduzieren

Stoffstrombilanz zum Schutz  
landwirtschaftlicher Böden

Werbeverbot für Fleisch- und Fleischprodukte

Durchsetzung der Düngeverordnung zur Ein-
haltung der Grenzwerte in Gewässern

Auf nationaler Ebene diskutiert die Bundesregierung der-
zeit die Erhebung der sogenannten Tierwohlabgabe, einer 
Mengensteuer auf Fleisch und tierische Produkte, bzw. eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer (von derzeit 7 % auf 19 %). 
Durch eine Kostensteigerung wird der Rückgang der nach-
gefragten Menge an tierischen Erzeugnissen angestrebt. 
Die Nachfrage nach Fleisch reagiert jedoch relativ “un-
elastisch” auf Preissteigerungen.[40] Folglich bleiben Maß-
nahmen, die nur eine geringe Verteuerung des Fleischkon-
sums bewirken, weitgehend wirkungslos. Daher kann die 
gewünschte Reduzierung des Tierbestands mit diesen Ins-
trumenten allein nicht erreicht werden. Außerdem sind die 
vorgeschlagenen Preissteigerungen deutlich geringer als 
die gesellschaftlichen Kosten, die durch die lineare Agrar-
praxis entstehen.[41] Zwar ist eine steuerliche Privilegierung 
von Fleischprodukten, so wie sie derzeit bei der Mehrwert-
steuer existiert, keinesfalls zielkonform, jedoch müssen  
weitere signifikante strukturelle Instrumente erwogen  
werden, um eine Agrar- und Nährstoffwende tatsächlich 
einzuleiten.

Möglich wäre auch die Erhöhung der gesetzlichen Min-
deststallfläche pro tierischem Individuum, gepaart mit 
einer deutlichen Verschärfung der Vorschriften bezüglich 
des Neubaus von Stallungen. Diese Maßnahmen würden 
die Lebensbedingungen der Nutztiere verbessern, jedoch 
die Errichtung neuer Stallanlagen durch die Auflagen er-
schweren. Neben der Erhöhung der Mindeststallfläche ist 
genauso eine Begrenzung der Viehzahl je Ackerfläche, z.B. 
von 2 Großvieheinheiten (GVE) je ha, denkbar, wie sie in der 
EU-Öko VO[42] enthalten ist. Dänemark hat die Viehzahl be-
reits seit 2017 auf 1,7 GVE je ha beschränkt, um die EU-Ni-
tratrichtlinie einhalten zu können.[43] 

Mit der Einführung der Stoffstrombilanz in 2018 werden 
Nährstoffeinträge und –abgaben landwirtschaftlicher Be-
triebe ins Verhältnis gesetzt. Dabei werden viele Betriebe 
auf Grund ihrer Größe oder Anbauprofils von dieser Ver-
pflichtung ausgenommen.[44] Weiterhin schaffen unpräzise 
Vorgaben ein breites Spektrum möglicher Verrechnungs-
methoden (und Ergebnisse). Informationskampagnen soll-
ten dringend ausgebaut werden, um Landwirt:innen mit 
der komplexen Berechnung der Stoffstrombilanz nicht zu 
überfordern, was zu Ablehnung führen würde.[45] Für die 
im Jahr 2023 angesetzte Ausweitung der Stoffstrombilanz 
ist daher eine Einführung für alle Betriebe genauso bedeut-
sam wie ein Ausbau der Beratungsangebote. Der Arbeits-
aufwand für die Betriebe muss durch eine angepasste, digi-
tale Infrastruktur im Rahmen gehalten werden. Zuletzt sind 
feinmaschigere Kontrollen notwendig, um eine korrekte 
Bilanzierung zu forcieren. Nur so kann ein resilienter Bo-
den- und Wasserschutz gefördert werden.

In der Vergangenheit wurden auch Werbeverbote auf 
Fleisch und Fleischprodukte von unterschiedlichen Stel-
len diskutiert. Im Mai 2020 sprach sich die Bundesland-
wirtschaftsministerin für ein Verbot von Preiswerbung für 
Fleischprodukte aus, um somit Konsument:innen nicht 
auf Basis von besonders günstigen Angeboten zu zusätz-
lichem Fleischkonsum zu verlocken. Zukünftig könnten 
sich Unternehmen neben Preisdifferenzierung auch über 
verschleiernde, euphemistische Darstellungen zu Tier-
wohl und Umweltauswirkungen von ihren Wettbewerbern 
hervorheben.[46] Angesichts der erheblichen ökologischen 
Kosten des Fleischkonsums ist jedoch ein generelles Ver-
bot von Werbung für Fleisch- und Fleischprodukte sinnvoll. 
Bislang folgte auf den Vorstoß der Bundeslandwirtschafts-
ministerin hinsichtlich des Preis-Werbeverbots kein kon-
kreter Gesetzesentwurf. Ein Gutachten des Fachbereichs 
Europa des Bundestages kommt zu dem Schluss, dass 
dieser Ansatz grundlegend EU-rechtskonform ist, solange 
nicht Fleischprodukte aus anderen Mitgliedstaaten durch 
das Preiswerbeverbot besonders schweren Nachteilen aus-
gesetzt sind.[47] 

Trotz langjähriger formaler Bemühungen zur Einhaltung 
des Grenzwerts von 50 Milligramm Nitrat pro Liter Grund-
wasser gibt es in diesem Bereich nur geringe Fortschritte. 

Daher muss hier das gegenwärtige Vollzugsdefizit wirksam 
behoben werden. Um Verluste (gasförmig oder Auswa-
schungen) zu verringern, muss außerdem die Stickstoff-
Ausnutzung verbessert werden. Sollte sich im Rahmen der 
vorgesehenen Kontrollmaßnahmen herausstellen, dass die 
ergriffenen Maßnahmen zur Begrenzung der Nährstoffbe-
lastung der Umwelt nicht ausreichen, so sind Anpassungen 
an der existierenden Regulierung vorzunehmen oder zu-
sätzliche Maßnahmen einzuführen.

(mit Hydrokulturen). Letztlich müssen moderne, zukunfts-
fähige Landnutzungssysteme nicht nur klimafreundlich 
und -angepasst, sondern umfassend nachhaltig gestaltet 
sein. Dazu gehören zum Beispiel der Aufbau lokaler Märkte 
und regionaler Wertschöpfungsketten sowie die Stärkung 
der Direktvermarktung mit fairen Abnahmeverträgen, wie 
zum Beispiel Ansätze der „solidarischen Landwirtschaft“ 
(siehe Anhang).
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Europäische Ebene

Reformbedarf bei der GAP: Erste Säule  
umgestalten, zweite Säule stärken

Das Förderprogramm der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der 
EU umfasst rund 30  % des gemeinsamen Gesamtbudgets.[48] 
Es ist in zwei Säulen aufgeteilt. Die erste beinhaltet direk-
te Zahlungen an die Landwirt:innen der Mitgliedstaaten, die 
vor allem an die bewirtschaftete Fläche und nun auch an 
gewisse Bedingungen gekoppelt ist: maximal 70 % der na-
tionalen Fördermenge darf in Maßnahmen der ersten Säu-
le investiert werden.[49] Hier wurden mit den letzten zwei 
Reformen wichtige Grundlagen zu einer nachhaltigeren 
Landwirtschaft geschaffen, jedoch wurde das Reformpo-
tenzial nicht ausreichend ausgenutzt und wichtige Aspekte 
wie Förderung von ökologischer Landwirtschaft, Diversität, 
Gewässerschutz und Bodenqualität sind kaum adressiert.
Die zweite Säule beinhaltet Förderungen, die ländlichen 
Gemeinden bei der Modernisierung und Etablierung eines 
sozial, ökologisch und ökonomisch nachhaltigen Struktur-
wandels unterstützen sollen und wird mit mindestens 30% 
des nationalen Agraretats gefördert (ebd.). Hierfür bleiben 
die zur Verfügung gestellten Mittel weit hinter den tatsäch-
lich benötigten Ressourcen zurück.[50] Um eine sozialver-
trägliche und ökologisch nachhaltige Zukunft in den länd-
lichen Räumen zu ermöglichen, müssen die finanziellen 
Mittel der zweiten Säule ausgeweitet und die erste Säule 
mit strengeren und konsequenteren Umweltvorgaben ver-
bunden werden, um den ökologischen Auswirkungen der 
Landwirtschaft gerecht zu werden.[51]

Leguminosen (Hülsenfrüchte) fördern 

Soja zertifizieren

Eine Zertifizierung von Soja könnte im Rahmen der euro-
päischen Freihandelsabkommen mit Drittländern geltend 
gemacht werden. Das Zertifikat würde Auskunft darüber 
geben, ob das Produkt aus legalen und verantwortungs-
voll bewirtschafteten Quellen stammt. Eine europäisch 
verpflichtende Einführung der Soja-Zertifizierung würde 
so über das Lippenbekenntnis einiger weniger EU-Länder 
im Rahmen der “Amsterdam Declaration – Partnerships for 
Forests” hinausgehen, notwendige Transparenz schaffen 
und somit einen wichtigen Schritt gegen Raubbau- und 
Entwaldung darstellen.

Vielfalt stärken. Die europäische Leguminosenstrategie hat 
mit der GAP-Reform 2013, auch aus Förderungsperspektive, 
zusätzlichen Rückenwind erhalten und wird von nationaler 
und föderaler Ebene auf freiwilliger Basis unterstützt. Hier 
sind gute Ansätze erkennbar, deren unzureichende Umset-
zung allerdings nicht effektiv genug ist. Ertragsstabiles und 
widerstandsfähiges  Saatgut ist essenziell, um den Land-
wirt:innen interessante Alternativen zu den bestehenden 
Fruchtfolgen zu liefern. Daher müssen insbesondere For-
schungs- und Entwicklungsbudgets hinsichtlich robuster 
und klimaresilienter, heimischer Proteinpflanzen aufge-
stockt und zusätzliche Anreize diesbezüglich geschaffen 
werden.  

Zusätzlich empfiehlt sich auch die Förderung heimischer 
Kulturpflanzen, beispielsweise von proteinhaltigen Legu-
minosen, als Kraftfutteralternative zu Soja. Leguminosen 
erhalten und verbessern die Bodenfruchtbarkeit durch die 
Bindung von Stickstoff aus der Luft, wodurch der Bedarf an 
Düngemitteln deutlich reduziert wird. Außerdem bieten die 
Blüten der Hülsenfrüchtler Nahrung für Bienen und ande-
re wildlebende Insekten.[52] Der Ausbau der europäischen 
Produktionskapazitäten kann zur Optimierung betrieb-
licher Nährstoffkreisläufe beitragen und die biologische 

Globale Ebene

Klare Regeln im Welthandel

Mit der Doha-Runde der WTO wurde 2001 der interna-
tionale Handel von Agrargütern vereinfacht und in klare, 
multilaterale Bahnen geführt.[53] Die damals getroffenen 
Entscheidungen zielten in erster Linie auf Handelslibera-
lisierungen ab und wurden stark durch die Interessen do-
minanter Marktteilnehmer geprägt.[54] Umwelt- und Nach-
haltigkeitsaspekte wurden in diesem Zusammenhang nur 
oberflächlich einbezogen und keiner konsequenten Re-
gelung unterzogen. An dieser Stelle gilt es nachzuschär-
fen. So müssen auf globaler Ebene die Bedingungen für 
ressourcenschonende Produktion und fairen Handel mit 
Nährstoffen und Agrargütern verbessert werden. Dazu ge-
hört das Verbot der Rodung von Regenwäldern für die land-
wirtschaftliche Nutzung sowie die Schaffung verbindlicher 
sozial-ökologischer Kriterien. Hier gilt es im Rahmen der 
WTO internationale, strenge Standards zu etablieren und 
deren Einhaltung stringent durchzusetzen.

Förderung kleinbäuerlicher 
Landwirtschaft weltweit

Die Lösung vieler ökologischer, sozialer und wirtschaftli-
cher Probleme der Landwirtschaft sehen der IPCC Bericht 
sowie der Weltagrarbericht der IAASTD in einer vielfälti-
gen, klein-strukturierten, lokalen Landbewirtschaftung.[54] 

Durch kleinbäuerliche Landwirtschaft kann weltweit auf 
nachhaltige Weise Nahrung für die lokale Bevölkerung 
produziert werden. Dabei wird der lokale und regionale 
Handel mit Futter- und Nahrungsmitteln dem Export und 
Welthandel vorgezogen. Zentral sind dabei der (rechtlich 
gesicherte) Zugang zu Land und Saatgut sowie der Erhalt 
der Bodenqualität durch die Praxis der Agrarökologie.[56] 
Durch eine regional angepasste Landwirtschafts- und Er-
nährungspolitik soll so Ernährungssouveränität erreicht 
werden. Auch der Weltagrarbericht fordert eine “Revolution” 
in der Landwirtschaft und den Umbau der Nahrungsmittel-
produktion in kleinskalige, agrarökologische Produktions-
systeme mit regionalen Nährstoffkreisläufen und Produkt-
vermarktung.[57]
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Die Nahrungsmittelproduktion von heute und morgen 
sollte möglichst klimafreundlich, dezentral, regional, sicher, 
gesund, gemeinwohlorientiert und zirkulär sein. Dafür be-
darf es insbesondere einer Reduzierung der Viehbestände 
und einer Anpassung unserer Ernährungsgewohnheiten. 
Mit der Einleitung und Umsetzung der Nährstoff- und 
Agrarwende verfolgen wir das Ziel, die Weltbevölkerung 
gesund zu ernähren, den internationalen Handel fairer zu 
gestalten, (endliche) Ressourcen zu schonen und lokale 
Nährstoffüberschüsse und -defizite auszugleichen.

Den politischen Entscheidungsträgern steht hierzu ein 
umfangreiches Instrumentarium zur Verfügung. Beson-
ders erfolgversprechend sind nach unserer Auffassung 
Maßnahmen, die lokal wirken. Hierzu zählt die Implemen-
tierung einer öffentlichen Gemeinschaftsverpflegung als 
Kaufkraft-Hebel regionaler Wertschöpfung. Begleitend 
kann ein besonderer Fokus auf den Aufbau von Modellregi-
onen zur Entwicklung moderner, klimafreundlicher Land-
nutzungssysteme liegen.

Abschließend ist für ein ganzheitliches Umstellen der Ag-
rarwertschöpfungsketten auch ein enges Zusammenspiel 
zwischen privatwirtschaftlichen Akteuren und dem öffent-
lichen Sektor auf der regionalen, nationalen, europäischen 
und globalen Ebene notwendig.
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Mit der Nährstoff- und Agrarwende leisten wir somit 
auch einen Beitrag zu den 17 Zielen für eine nachhaltige 
Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs). Die 
Agrarwende addressiert im Kern das Anliegen des SDG 2 
„Kein Hunger“. Die Nährstoffwende und der Aufbau von 
zirkulären regionalen Kreislauf-Systemen tragen bei zur 
Nachhaltigkeit von Städten und Gemeinden (SDG 11), zu 
nachhaltigem Konsum und nachhaltiger Produktion (SDG 
12), zur Reduktion der Klimawirkung von Kommunen und 
Landwirtschaft und gleichzeitig zu deren Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels (SDG 13) sowie zum Schutz von 
Ökosystemen im Wasser (SDG 14) und an Land (SDG 15).

Beitrag zu den Nachhaltigkeitszielen (SDG)
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